
270der Beilagen zu den stenographischenProtokollen des Nationalrates VIII.GP. 

Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungs"Vorlage (196 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, womit weitere Bestim­
mungen zur Durchführung des IV. Teiles 
des Staatsvertrages vom 15. Mai 1955, BGBI. 
Nr. 152, erlassen werden (3. Staatsvertrags-

durchführungsgesetz ). 
Der Finanz- und Budgetausschuß hat die ob­

genannte Regierungsvorlage in seinen Sitzungen 
vom 28. Juni und 5. Juli 1957 beraten. In der 
Zeit zwischen diesen beiden Sitzungen befaßte 
sich mit der Vorlage ein Unterausschuß, dem 
von der öVP die Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Hartmann, Dr. Hofened,er, Reich 
und Dipl.-Ing. S t r 0 b 1, von der SPö die Ab­
geordneten Ferdinanda F los s man n, R 0 s e n­
be r ger, S t ein er, W i n k 1 e r und von 
der FPö der A:bgeordnete Dr. P fe i f e r an­
gehörten. An der Debatte im Ausschuß betei­
ligten sich außer dem Berichterstatter, dem 
Abgeordneten Mac h u n z e, die Abgeordneten 
01 a h, Dipl.-Ing. Ha r t rt1 a n n, Dr. P fe i f e r, 
Dipl.-Ing. S t r 0 bl und 'S t ein e r sowie der 
Staatssekretär im Bundesministerium für Finan­
zen Dr. W i t haI m. Die Vorlage wurde mit 
den beigedruckten Abänderungen, die der Unter­
ausschuß empfohlen hatte, angenommen. 

Zu Inhalt und Zweck des vorliegenden Ge­
setzentwurfes ist folgendes zu ~emerken: 

Erwerbungen für Zwecke der deutschen Wehr­
macht betrachtet:en die Rück'stdlurigskommis­
sionen in den ersten Monaten ihrer Tätigkeit 
vielfa·chals Vermö!g.ensentziehungen. Bald aber 
ändene sich die Judikatur, und seit etwa 1950 
verwies die Oberste Rückstellungskommission 
in ständiger Rechtsprechung darauf, daß Erwer­
bungen für militärische Zwecke in allen Ländern 
üblich seien und hiefür gesetzliche Grundlagen 
einer Enteignung zur Verfügung stehen, wenn der 
Eigentümer die benötigten Grundstücke nicht 
veräußern will, sodaß kein Entziehungstatbestand 
gegeben sei. Im Hinblick auf diese Möglichkeit 
einer Enteignung wurden auch vielfach, ja man 

kann sagen in der überwiegenden Mehrzahl der 
Fälle, Kaufverträge abgeschlossen, die dem Ver­
äußerer einen besseren Preis sicherten, als er bei 
einer Enteignung erhalten hätte. Eine Entziehung 
hat die ORK nur in jenen Fällen angenommen, 
~n dene,n die damals geltenden Gesetze offenbar 
mißbräuchlich angewendet oder die Eigentümer 
1 e d i g 1 ich au( Grund politischer Verfolgung 
zur Veräußerunggenötigt wor~en sind, also in 
Fällen, in denen die Voraussetzungen für eine 
Enteignung nicht vorgelegen wären. . 

Dieser Praxis trägt auch der vorliegende Ge­
setzentwurf Rechnung, durch den ermöglicht 
wer.den soll, die vielen tausende noch anhängigen 
Verfahren möglichst rasch zu be enden, um end­
lich feststellen zu können, welche Vermögen 
nunmehr auf die Republik österreich über­
gegangen sind, und sodann daran gehen zu kön­
nen, jenen Personen wieder Grund und Boden 
zukommen zu lass:en, die durch eine unglück­
liche Verkettung von Umständen keinen Grund 
und Boden (wieder) erwerben konnten oder den 
bereits erworben:en wieder abgeben mußten, So 
konnten zum Beispiel manche Personen nach der 
seinerzeitigen Inanspruchnahme ihrer Vermö­
genswerte keine Ersatzliegenschaft erwerben und 
daher über die Geldentschädigung nicht wert­
beständig verfügen, die nun nach Ablauf von 
fast zwei Jahrzehnten erheblich wertvermindert 
wurde. In anderen Fällen erhielten Personen, 
deren Vermögenswerte in Anspruch genommen 
wurden, keine Entschädigung oder sie verwei~ 
gerten die Annahme einer solchen. In diesen 
und anderen ähnlichen Beispielen sowie auch bei 
dem im Zuge eines Rückstellungsverfahrens ein­
getretenen V,erlust der Ersatzgrundstücke wird 
man bei der Preiserstellung unbillige Härten ver­
meiden m.üssen. 

Die Anregung, in jenen Fällen eine Entzie­
hung anzunehmen, in denen der Veräußerer den 
von ihm erworbenen Ersatzgrund wieder her­
ausgeben mußte, konnte deswegen nicht weiter 
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verfolgt werden, weil es doch begrifflich unmög- zugeschrieben worden sind. Oft handelt es sich 
lich ist, eine etwa im Jahre 1940 erfolgte Ver- auch um Objekte, die auf dem Territorium 
äußerung deswegen als nichtig zu erklären, weil mehrerer Gemeinden gelegen sind. 
sich im Jahre 1955 oder 1957 etwas ereignet hat. Durch eine Einschaltung wurde ersichtlich ge-

Vorsorge dafür 'zu treffen, daß wegen der macht, daß § 4 nur von freihändigen Veräuße­
Niedrigkeit des Preises eine Entziehung anzu- rungen handelt, während Art. II Grundsätze 
nehmen sei, war ebenfalls, überflüssig, da Fälle, für die Durchführung des Siedlungsverfahrens 
in denen der Kaufpreis tiefer als der bei einer gibt. Beiden Verfahren aber ist gemeinsam, daß 
Enteignung zu zahlende Preis festg-esetzt worden derartiges Vermögen nur an besonders qualifi­
ist, praktisch nicht vorgekommen sind, irgend- zierte Personen abgegeben werden kann, wobei 
welche Hinweise darauf abersicherEch in jedem eine Änderung der Reihung dahingehend vor­
Verfahren geltend gemacht würden und die Ab- genommen wurde, daß nunmehr in erster Linie 
wicklung dieser Tausende von Verfahr-en und jene Personen zu berücksichtigen sind, die Er­
somit auch die Landzuteilung an die bevorzugt satzgrundstücke seinerzeit zwar erhalten, jedoch 
zu behandelnden Personen auf viele Jahre hin- im Zuge eines Rückstellungsverfahrens wieder 
aus verzögert hätte. - verloren haben. Durch eine Einfügung in §4 

Zu § 2 wurde die Frage eingehend erörtert, wurde ferner gewährleistet, daß sowohl die Be­
ob nicht Ausnahmen von der Veräußerung an stimmungen des § 6 als auch jene des § 7 audl 
ein besonders strenges Kriterium geknüpft wer- bei freihändigen Verkäufen zu beachten sind. 
den sollten, so etwa, daß diese Grundstücke für Unberührt bleibt § 47 des 1. Staatsvertrags­
Zwecke der Republik österreich "dringend be- durchführungsgesetzes; daher ist es unter an­
nötigt" werden oder "geradezu unentbehrlich" derem -auch erfoI'derlich, daß auch die zur frei­
seien. Es stellte sich aber heraus, daß eine der- händigen Veräußerung bestimmten Grundstücke 
artige Bestimmung überflüssig wäre, da einer- mit einer Aufforderung zur Anbotstellung we­
seits keine Instanz da wäre, um den Grad des nigstens sechs Wochen vor der Veräußerung 
Erfordernisses zu überprüfen, und anderseits öffentlich bekanntgegeben werden. Es steht also 
Herr Staatssekretär Dr. Withalm die Erklärung allen Interessenten frei, sich um den Ankal,lf 
abgegeben hat, daß der staatliche Bedarf strenge solcher Grundstücke zu bewerben. In erster 
geprüft werde und keine Absimt bestehe, über- Linie aber wären in der im § 6 Abs. 1 genannten 
flüssige Anforderungen zu berücksichtigen, da Reihenfolge die dort genannten Personengrup­
ja vor allem die rascheste Wiederbeschaffung von pen zu berücksichtigen; falls dadurch das zur 
Grund und Boden. für ehemalige Landwirte Verfügung stehende Land nicht zur Gänze be­
Zweck dieses Gesetzes sei. ansprucht wird, können auch andere Personen 

Gemäß §3 kann die Veräußerung auf zwei berücksichtigt werden. Der Ausschuß hat aber 
Arten erfolgen, nämlich entweder durch einen trotz diesbezüglicher Anregungen abgelehnt, 
freihändigen, das heißt individuellen Verkauf, einen weiteren Katalog berücksichtigungswür­
oder im Wege eines landwirtschaftlichen Sied- diger Personen aufzustellen, da eine derartige 
lungsverfahrens. Letzteres kommt nur dann in Reihung notwendigerweise eine Zurücksetzung 
Frage, wenn es sich um größere zusammenhän- individuell berücksichtigungswürdiger Fälle be­
gende Grundflächen handelt, bei denen sich das deuten würde. Keinesfalls aber ist, wie Herr 
immerhin langwierige und kostspielige Siedlungs- Staatssekretär Dr. Withalm ausdrücklich erklärt 
verfahren auch wirklich lohnt. Ersteres Verfah- hat, etwa beabsichtigt, dann nur die zahlungs­
ren ermöglicht eine rasche Veräußerung und kräftigsten Bewerber auszusuchen. 
empfiehlt sich in jenen Fällen, in denen es sich über Anfrage hat Herr Staatssekretär auch 
uni kleinere Objekte handelt oder um die Wie- die Erklärung abgegeben, daß selbstverständlich 
derherstellung früherer Besitzverhältniss-e, zu die Rechte der Grundverkehrskommissionen auf 
deren Änderung kein Anlaß vorliegt. Grund der entsprechenden Lartdesgesetze voll-

Welches der beiden Verfahren jeweils durch- kommen unberührt blieben. 
geführt werden soll, hat die Republik öster- Eingehend erörtert wurde schließlich auch die 
reich als Eigentümerin zu bestimmen; sie bedient Frage, ob etwa hinsichtlich des Kaufpreises die 
sich aber des Rates einer Kommission, deren Bestimmungen des § 7 Abs. 2 durch kasuistische 
Zusammensetzung vom Ausschusse dahingehend Regelungen begrenzt werden sollten, etwa mit 
geändert wurde, daß ihr nun zwei Vertreter dem seinerzeit gezahlten Kaufpreis oder der im 
des Bundeslandes, in dem die Vermögenswerte Rückstellungsverfahren zurückempfangenen Ge­
gelegen sind, angehören sollen, während die Re- genleistung. Der Ausschuß war aber schließlich 
gierungsvorlage nur einen vorgesehen hatte. Die der Ansicht, daß mit der vorstehenden Bestim­
Aufnahme eines Vertreters der Gemeinde in mung, daß Kaufpreis und Zahlungs bestimmungen 
diese Kommission empfiehlt sich nicht, weil hier derart festzusetzen sind, daß der Erwerber wohl 
ja übe.r ~.roße. Kou:plexe abg,esp:ochen we~den I ?estehen k, ann,. für alle Eventualit.ät,en gesorgt 
soll, die uberdles Vielfach gar kemer Gememde 1st, und auch m der Person des etnzelnen Er­
mehr angehören oder einer fremden Gemeinde werbers bestehende besondere Umstände, wie 
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zum Beispiel persönliche Unglücksfälle einerseits, I anspruchnahme den Betroffenen zur freien Ver­
anderseits aber anderweitiges Vermögen, volle fügung ~bergeben wurde, wobei die langjährige 
Berücksichtigung finden können. I Entrichtung des Mietzinses oder PachtschiIIings 

In Sommerein am Leithagebirge zum Beispiel angemessen Zu berücksichtigen ist. 
wohnen heute noch viele Bauern in jenen Häu- Analogien gibt es auch bei Flugplätzen und 
sern, deren grundbücherliche Ei.gentümer s~e vor anderen Vermögenswerten, bei deren Kaufpreis­
der I?anspr~ch.nahme waren. SI,e mußte~ Jedoch erstellung im Sinne des vorliegenden Gesetzes 
an dIe sowjetIsche Besatzungsmacht MIete be- gleichfalls unbillige Härten vermieden werden 
zahlen. Nach Inkrafttret,en des Staatsvertrages sollen. 
erfolgte die Mietzinszahlung an die Republik 
Österreich. Das gleiche gilt für Grundstücke, 
welche von den früheren Eigentümern nun . Der FillJanz- und Budgetausschuß stellt auf 
schon während langer Zeit als Pächter gegen Grund seiner Beratung den An t rag, der Na­
Entrichtung eines Pachtschillings an die sowje- tionalrat wolle dem' von der Bundesregierung 
tische Besatzungsmacht und nachher an die Re- vorgelegten Gesetzentwurf (196 der Beilagen) 
publik österreich bewirtschaftet werden. Beim mit den a n g e s chi 0 s sen e n A b ä nd e- './. 
Erwerb dieser Häuser und Grundstücke durch run ge n die verfassungsmäßige Zustimmung 
die früheren Eigentümer wird man bei der Er- erteilen. 
stellung des Kaufpreises höchstens jenen Betrag 
festsetzen können, der im Zeitpunkt der In- Wien, am 5. Juli 1957 

Machunze 
Berichterstatter 

Ferdinanda Flossmann 
Obmann 

). 

Abänderungen 
zum Gesetzentwurf in 196 der Beilagen. 

1. Im § 3 Abs. 2 tritt in der achten Zeile an 
Stelle des Wortes "ein" das Wort "zwei". 

2. Der § 4 hat zu lauten: 

,,§ 4. Hinsichtlich jener land- oder ·forstwirt­
schaft!~chen Vermögenswertoe, die freihändig ver­
äußert werden sollen, hat die gemäß § 3 Abs. 2 

gebildete Kommission im Einzelfall Vorschläge 
über die Person des Erwerbers, die Höhe des 
Kaufpreises und die Zahlungsbedingungen zu er­
statten. Hiebei ha;t sie die in den §§ 6 und 7 
aufgestellten Grundsätze zu beachten." 

3. Im § 6 Abs. 1 wird die bisherige Z. 2 als 
Z. 1 und die bisherige Z. 1 als Z. 2 gereiht. 
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